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VORGESCHICHTE Zwar hat der Bund kraft der Verfassung die Kompetenz, alle Rechtsver-
hältnisse, welche den Handel betreffen, zu regeln. Doch macht er im 
Bundesgesetz über das Obligationenrecht von 1881 (OR) von dieser Kom-
petenz in Bezug auf die «Gewährleistung wegen der sogenannten Vieh-
hauptmängel» zunächst keinen Gebrauch (BBl 1894 II 681). Es geht dabei 
um die Frage, unter welchen Bedingungen der Verkäufer für den Schaden 
des Käufers geradestehen muss, wenn dieser nach Vertragsabschluss ei-
nen Mangel am gekauften Tier feststellt. 

Obwohl das Justiz- und Polizeidepartement bereits 1881 einen ersten 
Vorentwurf für ein entsprechendes nationales Gesetz erarbeitet, dauert 
es bis 1894, ehe der Bundesrat seine Vorlage verabschiedet. Er begrün-
det die Verzögerung mit dem erstarkenden Widerstand gegen ein solches 
Gesetz. Dieser zeigt sich daran, dass immer mehr Kantone das beste-
hende Konkordat von 1852 verlassen, um sich der Idee der Vertragsfrei-
heit zu verschreiben. Ihre Erlasse zum Viehhandel legen fest, dass eine 
Gewährspflicht des Verkäufers nur dann besteht, wenn diese von beiden 
Parteien schriftlich vereinbart wird. Um der deswegen entstandenen 
Rechtsungleichheit ein Ende zu setzen, beantragt der Bundesrat, die in 
den Kanonen verbreitete Vertragsfreiheit landesweit einzuführen.  

Das Parlament stimmt dem Gesetz mit kleinen Änderungen zu. Im Natio-
nalrat ist die Zustimmung mit 95 zu 26 deutlich, im Ständerat hingegen 
mit 19 zu 16 knapp.  

Wohl gedenken auch Bauern in Freiburg, im Wallis und in Graubünden, 
gegen das Gesetz zu opponieren. An die Spitze der Referendumsbewe-
gung setzt sich jedoch der konservative Eidgenössische Verein, der 
gleichzeitig auch das Eisenbahnrechnungsgesetz (vgl. Vorlage 48) und die 
Disziplinarstrafordnung der Armee (vgl. Vorlage 49) bekämpft, um ähnlich 
wie schon 1884 (vgl. Vorlagen 26 bis 29) ein generelles Zeichen gegen die 
Politik der freisinnigen Mehrheit zu setzen. Tatsächlich kommen gegen 
alle drei Vorlagen genügend Unterschriften zusammen, um eine Volksab-
stimmung zu erzwingen. 

GEGENSTAND Die zur Abstimmung gelangende Gesetzesänderung ergänzt das Obliga-
tionenrecht. Sie sieht vor, dass beim Handel mit Vieh «eine Gewährs-
pflicht des Verkäufers wegen Mängel der Kaufsache oder wegen zugesi-
cherter Eigenschaften» nur insoweit besteht, «als der Verkäufer dem 
Käufer die Gewährleistung schriftlich vereinbart hat». Wenn die Garan-
tiezeit nicht von den Vertragsparteien festgelegt wird, beträgt sie neun 
Tage. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Der Abstimmungskampf über das Viehhandelsgesetz steht im Schatten 
der Auseinandersetzung über das Eisenbahnrechnungsgesetz. Während 
der Freisinn für die Vorlage eintritt, geben die Sozialdemokraten und der 
Grütliverein die Stimme frei. Auch das Vaterland als «konservatives Zen-
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tralorgan für die deutsche Schweiz» verzichtet auf eine Stimmempfeh-
lung (Ausgabe vom 22.9.1896). Es ortet Widerspruch vor allem in der Ost-
schweiz, wo der Verkäufer bei Mängeln von Gesetzes wegen haften 
müsse. 

Die Gegner monieren, das Gesetz stelle den Verkäufer besser als bisher 
und gefährde vor allem Kleinbauern, die in Handelsdingen weniger be-
schlagen seien als die Händler. Die Gewährleistungsfrist von neun Tagen 
betrachten die Gegner als zu kurz für den Käufer. Als zentrales Pro-Argu-
ment wird die Rechtsvereinheitlichung eines Handelsgebiets genannt, 
das längst die Kantonsgrenzen überschreite. Die Befürworter versuchen 
auch die Befürchtung, die Bauern liessen sich durch den Händler über-
tölpeln, zu entkräften: diese seien «nicht so dumm, wie man sie hinstel-
len will» (St.Galler Tagblatt vom 29.9.1896). 

ERGEBNIS Das Gesetz wird mit einem Jastimmenanteil von 45,5% abgelehnt. Die 
Katholisch-Konservativen Hochburgen – abgesehen von Luzern – lehnen 
die Vereinheitlichung ab. Auch die Ostschweiz stimmt mit Ausnahme von 
Appenzell Ausserrhoden und dem Thurgau gegen das Gesetz. Die stärkste 
Unterstützung findet die Vorlage in der Nordwestschweiz sowie in Genf 
und der Waadt. In Baselland liegt die Zustimmung bei rund zwei Dritteln, 
im Wallis, in Graubünden sowie Appenzell Innerrhoden unter 10%. 
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